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AUSGANGSLAGE

Die deutsch-französische Zusammen-
arbeit ist für die EU überlebenswichtig. 
Dass die zwei historischen Treiber der 
EU-Integration in der Verteidigungs-
politik keine gemeinsame Linie finden, 
trotz des andauernden Krieges in der 
Ukraine und angesichts der drohenden 
Reduzierung amerikanischer Sicher-
heitsgarantien in Europa, ist eine exis-
tenzielle Gefahr. Gelingt es der Union 
nicht, die verteidigungspolitische In-
tegration voranzutreiben, könnte sie 
sterben, meint Macron. Zeit, ihn ernst 
zu nehmen. Schon die nächste Wahl 
in Frankreich könnte einen radikalen 
Kurswechsel mit sich bringen.

Viel ist in den vergangenen Mona-
ten zur Verschiebung der Gleichge-
wichte innerhalb der EU geschrieben 
worden, gerade in der Verteidigungs-
politik. Polen hat seine Ausgaben für 

Verteidigung massiv gesteigert, die 
osteuropäischen Staaten üben berech-
tigte Kritik an Verfehlungen deutscher 
und französischer Russlandpolitik der 
vergangenen Jahrzehnte. Das Gewicht 
Osteuropas spiegelt sich auch in der 
Neubesetzung der EU-Kommission 
wider. Doch unter polnischer oder bal-
tischer Führung wird die souveränere 
Union als Plan B zur transatlantischen 
Partnerschaft nicht Gestalt anneh-
men. Die Abhängigkeit von den USA 
ist zu groß, der Blick zu sehr durch das 
transatlantische Prisma gebrochen. 
Sollten US-Sicherheitsgarantien in 
Europa nach der Präsidentschaftswahl 
geschwächt werden, sind aus Osteuro-
pa keine Alternativen im Rahmen der 
EU zu erwarten. 

Der Krieg in der Ukraine hat den 
Europäern ihre Wehrlosigkeit vor Au-
gen geführt. Seit 2022 konzentrieren 
sich die meisten EU-Mitgliedstaaten 

wieder voll auf die Landes- und die 
Bündnisverteidigung. Da hier aber die 
NATO die unangefochtene Deutungs-
hoheit besitzt, bleibt wenig Raum für 
neue Initiativen der EU. Stattdessen 
nimmt gerade Form an, was der ehe-
malige US-Verteidigungsminister Do-
nald Rumsfeld 2003, nach dem Nein 
Deutschlands und Frankreichs zur 
US-Invasion des Iraks, prophezeite: 
Die Entstehung eines „NATO-Europas“, 
dessen Takt nicht mehr das deutsch-
französische Duo bestimmt, sondern 
Polen und die baltischen Staaten. Die-
ses NATO-Europa ist strukturell ab-
hängig von US-Sicherheitsgarantien. 
Werden die infrage gestellt, droht die 
gesamte europäische Sicherheits-
architektur in sich zusammenzufal-
len. Für einen europäischen Plan B zu 
den US-Garantien bleibt die deutsch-
französische Zusammenarbeit deshalb 
alternativlos.

Für einen europäischen Plan B 
bleibt die deutsch-französische 
Kooperation alternativlos  
 
Von Jacob Ross und Nicolas Téterchen 

Das deutsch-französische Verhältnis ist seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs immer von einer Dritt-
variable abhängig gewesen: der US-Regierung. Dass in der Verteidigungspolitik seit 2017 bilaterale 
Fortschritte gelangen, hing mit der ersten Amtszeit Donald Trumps zusammen. Nun könnte Trump im 
Januar erneut US-Präsident werden, doch das deutsch-französische Duo steckt in einer Krise. Die Bun-
desregierung muss dringend den europäischen Pfeiler der NATO gemeinsam mit Frankreich konkret mit 
Leben füllen.
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https://www.dw.com/de/frankreichs-pr%C3%A4sident-macron-europa-k%C3%B6nnte-sterben/a-68920772
https://dokdoc.eu/politik/22292/die-verblendeten-wie-berlin-und-paris-russland-freie-bahn-gelassen-haben/
https://dokdoc.eu/politik/22292/die-verblendeten-wie-berlin-und-paris-russland-freie-bahn-gelassen-haben/
https://americarenewing.com/policy-brief-pivoting-the-us-away-from-europe-to-a-dormant-nato/
https://table.media/security/standpunkt/20-jahre-rumsfelds-altes-europa/
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S Z E N A R I E N

TRUMP 2.0: 
 RÜCKBESINNUNG AUF PARIS

Die Abwägungen rund um die Auswir-
kungen einer Wiederwahl Trumps auf 
die deutsch-französische Kooperation 
orientieren sich zwangsläufig an der 
ersten Amtszeit. Nach Jahren deutsch-
französischen Streits im Zuge der 
Euro- und Staatsschuldenkrise eröff-
nete Trump ab 2017 die Gelegenheit für 
verstärkte bilaterale Zusammenarbeit. 
Das deutsche Vertrauen in die trans-
atlantische Beziehung war durch seine 
Wahl wie auch durch das Brexit-Refe-
rendum im Juni 2016 stark erschüttert 
worden. Umso größer war in Berlin die 
Erleichterung, als im Mai 2017 mit Em-
manuel Macron ein äußerst pro-euro-
päischer französischer Präsident die 
Bühne betrat. Plötzlich eröffneten sich 
Spielräume für EU-Projekte in einem 
historisch kaum integriertem Politik-
feld: der Verteidigungspolitik.

Trump verlieh alten französischen For-
derungen, Europa unabhängiger von 
den USA zu machen, die notwendige 
Dringlichkeit. Seine „America First-
Politik“ lieferte Macron den idealen 
Hintergrund, um für EU-Souveränität 
zu werben. Anders als in der Vergan-
genheit ließ sich die deutsche Kanzle-
rin darauf ein. Nach der Rückkehr von 
ihrem Antrittsbesuch in Washington 
hielt Angela Merkel in einem Münchner 
Bierzelt eine vielbeachtete Rede, deren 
Kernaussage im Anschluss um die Welt 
ging: „Die Zeiten, in denen wir uns auf 
andere völlig verlassen konnten, die 
sind ein Stück vorbei […]. Wir Europä-
er müssen unser Schicksal wirklich in 
unsere eigene Hand nehmen“. 

In Paris weckte Merkel damit enor-
me Erwartungen. Noch 2017 wur-
den Abkommen für die gemeinsame 
Entwicklung zweier Waffensysteme 
der nächsten Generation beschlos-
sen, dem Future Combat Air System 
(FCAS) und dem Main Ground Com-
bat System (MGCS). In den folgenden 

Abschlusserklärungen, etwa jener von 
Meseberg, 2018, beteuerten die beiden 
Regierungen ihren Willen, die Koope-
ration zu vertiefen und zu einer „ge-
meinsame strategischen Kultur“ zu 
finden. 2019 wurde in Aachen ein neu-
er Vertrag unterzeichnet, mit ambi-
tionierten Zielen für die gemeinsame 
Außen- und Verteidigungspolitik.

Trumps Drohungen hatten die Integra-
tion der EU-Verteidigungspolitik also 
beschleunigt. Das führt zur Frage, ob 
seine Rückkehr die deutsch-französi-
sche Dynamik wiederbeleben könnte, 
die seit dem Amtsantritt Joe Bidens, 
2021, spürbar an Kraft verloren hat.

Der Bundeskanzler und die Bundesre-
gierung haben sich so klar für die US-
Demokraten positioniert, dass Trumps 
Vertraute, darunter der vormalige Bot-
schafter in Berlin Richard Grenell, be-
reits auf Rache sinnen. Im Falle eines 
Wahlsiegs dürften sie kein Problem 
haben, auch die Republikaner im Kon-
gress für ihre Pläne zu gewinnen. Diese 
Brücke scheint für die aktuelle Bun-
desregierung verbrannt. Bereits vor 
vier Jahren war Berlin Trumps erster 
Adressat, wenn er EU-Verbündete mit 
Blick auf ihre Verfehlungen bei den 
NATO-Zusagen kritisierte. Russlands 
Überfall auf die Ukraine und die Rol-
le des Nord-Stream-2-Projekts haben 
ihn wie viele andere Amerikaner in der 
Auffassung bestärkt, dass Deutschland 
der schlimmste unter den europäi-
schen Besserwissern sei.

JD Vance, republikanischer Senator 
und Trumps Vize-Präsident im Falle des 
Wahlsiegs, fasste die Erwartungen an 
die europäischen Verbündeten im Fe-
bruar zusammen: Es wird Zeit, schrieb 
er, „dass Europa auf eigenen Füßen 
steht“. Aus Sicht der Bundesregierung 
wird zu Beginn einer zweiten Trump-
Präsidentschaft deshalb viel von der 

Reaktion in Paris abhängen. Lässt sich 
die französische Regierung also darauf 
ein, den Gesprächsfaden mit Deutsch-
land dort wieder aufzunehmen, wo 
Berlin ihn aus französischer Sicht nach 
Bidens Wahlsieg 2021 fallen gelassen 
hat? Oder erliegt man in Paris der Ver-
suchung, bilaterale Deals zu Lasten an-
derer Europäer zu schließen? Der einzig 
realistische Weg zur europäischen Sou-
veränität führt im Falle eines Wahlsiegs 
von Trump über einen deutsch-franzö-
sischen Kompromiss, das muss Europä-
ern wie auch den US-Partnern klar sein. 
Erst auf Grundlage einer solchen Eini-
gung könnten dann europäische Part-
ner, in der EU und außerhalb, gewonnen 
werden. 

HARRIS 1.0: 
 TRANSATLANTISCHES 
„WEITER SO“

Die Auswirkungen einer Harris-
Präsidentschaft auf die deutsch-
f r a n z ö s i s c h e  B e z i e h u n g  s i n d 
schwieriger abzusehen als die einer 
Rückkehr Trumps. Seit Beginn der 

Der einzig realistische Weg 
zur europäischen Souveränität 
führt im Falle eines Wahlsiegs 

von Trump über einen deutsch-
französischen Kompromiss.

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/angela-merkel-das-bedeutet-ihre-bierzelt-rede-ueber-donald-trump-a-1149649.html
https://france-allemagne.fr/de/politik-wirtschaft-nachhaltige-entwicklung/die-gemeinsamen-felder-der-zusammenarbeit/sicherheit-und
https://france-allemagne.fr/de/politik-wirtschaft-nachhaltige-entwicklung/die-gemeinsamen-felder-der-zusammenarbeit/sicherheit-und
https://www.elysee.fr/de/emmanuel-macron/2018/06/19/erklarung-von-meseberg-das-versprechen-europas-fur-sicherheit-und-wohlstand-erneuern
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/2178596/7b304525053dde3440395ecef44548d3/190118-download-aachenervertrag-data.pdf
https://www.reuters.com/world/germanys-scholz-biden-is-better-than-trump-should-be-re-elected-2023-05-22/
https://x.com/GermanyDiplo/status/1833808396618764327
https://x.com/GermanyDiplo/status/1833808396618764327
https://x.com/RichardGrenell/status/1833892836896567348
https://x.com/RichardGrenell/status/1833892836896567348
https://www.ft.com/content/3c87ef13-122f-4e78-a7af-54c75c30a91d
https://www.ft.com/content/3c87ef13-122f-4e78-a7af-54c75c30a91d
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russischen Invasion der Ukraine haben 
viele deutsch-französische Initiativen 
an Dynamik verloren. Die Bundesre-
gierung bekannte sich im Koalitions-
vertrag zwar zu den bestehenden 
bilateralen Abkommen. Mit dem Trans-
atlantiker Biden im Weißen Haus und 
ohne die Drohkulisse Trumps scheint 
den Projekten wie FCAS oder MGCS 
aber der strategische Imperativ ab-
handengekommen zu sein. Vielerorts 
wird nur noch verwaltet und auf die 
Bundestagswahl 2025 gewartet – in 
der vagen Hoffnung auf einen Neustart 
der bilateralen Kooperation. Während 
Trump US-Sicherheitsgarantien in 
Europa sicher infrage stellt, droht der 
EU mit Harris Stillstand, geprägt von 
dem Wunsch Berlins, den transatlanti-
schen Status quo zu erhalten. 

Verliert Trump die Wahl, wird das Auf-
atmen in Berlin am vernehmbarsten 
sein. Doch die Bundesregierung muss 
sich auch mit Harris auf schwierige 
Debatten einstellen. Die Forderung 
von Trumps potenziellem Vizepräsi-
denten JD Vance, dass die EU-Ver-
bündeten in Zukunft wesentlich mehr 
leisten müssen, ist eine der wenigen 
parteiübergreifend gültigen Positionen 
in Washington. Hinzu kommt, dass die 
Republikaner auch im Falle der Nie-
derlage in der Präsidentschaftswahl 
die Senatsmehrheit zurückgewinnen 
dürften. Die Fortsetzung der Ukrai-
ne-Unterstützung wie bisher ist kaum 
vorstellbar, Deutschland und Frank-
reich müssen auch im Falle eines Har-
ris-Sieges bedeutend mehr leisten.

Wie schon 2017 drängen Vertreter der 
französischen Regierung deshalb seit 
Monaten auf mehr Abstimmung in-
nerhalb der EU. Sie warnen besonders 
die deutschen Partner davor, die Har-
ris-Präsidentschaft als Verlängerung 
der transatlantischen Ausrichtung Bi-
dens zu sehen. Benjamin Haddad, der 
neue Europa-Staatssekretär im Pariser 
Außenministerium, der mit den Debat-
ten in Washington aus seiner Zeit beim 
Atlantic Council gut vertraut ist, kriti-
sierte zuletzt die Behäbigkeit der EU, 

die in der Verteidigungspolitik auch 
weiterhin viel zu abhängig von der US-
Innenpolitik sei. Dass es stichhaltige 
Argumente für diese Kritik gibt, bewies 
vor Kurzem die Absage der Rammstein-
Konferenz zur Ukraine-Unterstützung, 
die der Absage von US-Präsident Biden 
wegen des Hurrikan Milton folgte.

Die Auswirkungen einer Harris-Präsi-
dentschaft werden Deutschland nicht 
so unmittelbar treffen, wie die Rück-
kehr Trumps. Für die deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit und die 
Souveränität der EU birgt das Harris-
Szenario und ein sanfterer Rückzug der 
USA langfristig aber vergleichbar gro-
ße Risiken. Gewinnt Harris die Wahl 
im November, hängen die Zukunft der 
europäischen Sicherheit und bilatera-
le Projekte zwischen Deutschland und 
Frankreich viel stärker von Washington 
und den dortigen Prioritäten ab als von 
der deutsch-französischen Beziehung 
und der Gesprächsbereitschaft in Paris. 

Harris wäre gezwungen, unter dem 
Druck eines republikanischen Kon-
gresses eine harte Linie gegenüber 
den EU-Verbündeten einzuschlagen. 
Ab Ende 2025 läge es dann an einer 

neuen Bundesregierung, sich erneut 
zwischen transatlantischem „Hedging“, 
etwa durch Käufe von US-Rüstungsgü-
tern, und verstärkter Anstrengungen 
für die EU-Souveränität zu entschei-
den. Im Interview deutete der CDU-
Vorsitzende und Kanzlerkandidat 
Friedrich Merz zuletzt an, unabhängig 
vom Ausgang der US-Wahl mit Blick 
auf die Ukraine-Unterstützung eine 
engere Abstimmung mit Frankreich 
und Großbritannien zu suchen. 

E M P F E H L U N G E N

GEMEINSAM NEUE EURO-
PÄISCHE WEGE FINDEN

Egal, wie die US-Präsidentschaftswahl 
ausgeht: Die Bundesregierung muss 
das verstärkte Engagement Frank-
reichs an der NATO-Ostflanke an-
erkennen und darauf auf bauend die 
Grundlagen für eine langfristige Stär-
kung der EU-Souveränität schaffen. 
Unabhängig vom Ausgang der Wahl im 
November riskiert Berlin sonst, neben 
den USA auch den engsten EU-Part-
ner zu verlieren und „allein zu Hause“ 
zu sein, wie es Jana Puglierin bereits im 
Juli treffend ausdrückte.

Der französische „Pivot to Europe“ bie-
tet der Bundesregierung die Grund-
lage für einen Neustart. Frankreichs 
Anspruch, Weltmacht zu bleiben, wird 
hinter vorgehaltener Hand seit langem 
belächelt. Dass Macron sich als Prä-
sident einer Mittelmacht seit 2017 als 
Architekt einer neuen Beziehung zu 
Russland sah, Frankreich im franko-
phonen Afrika und in Nahost als Regio-
nalmacht erhalten und im Indopazifik 
als Alternative zwischen den USA und 
China positionieren wollte, schien aus 
deutscher Perspektive immer vermes-
sen. Eine Reihe von Putschen in Afrika, 
das Scheitern der Vermittlung Ma-
crons im Libanon, die AUKUS-Affäre 
und der Ukraine-Krieg haben Frank-
reichs Ambitionen zurechtgestutzt. 
Was bleibt, ist der Führungsanspruch 
in der EU-Verteidigungspolitik. 

Das größte 
Interesse an 
mehr EU-

Souveränität 
haben 

langfristig 
ohnehin 
die US-

Verbündeten.

https://www.ifri.org/en/studies/troubled-twins-fcas-and-mgcs-weapon-systems-and-franco-german-co-operation
https://www.nytimes.com/2024/10/10/us/politics/senate-polls-montana-florida-texas.html
https://www.nytimes.com/2024/10/10/us/politics/senate-polls-montana-florida-texas.html
https://www.atlanticcouncil.org/expert/benjamin-haddad/
https://x.com/benjaminhaddad/status/1845430518210334975
https://www.spiegel.de/ausland/ukraine-gipfel-in-ramstein-treffen-nach-absage-von-joe-biden-verschoben-a-78105b1c-7c04-4d7b-9cb9-3817e5ad1159
https://www.youtube.com/watch?v=eyiW93XuXs4
https://www.handelsblatt.com/meinung/geoeconomics-deutschland-allein-zu-hause/100050136.html
https://dgap.org/system/files/article_pdfs/DGAP%20Policy%20brief%20Nr-5_Maerz-2024_8S.pdf


4

MEMO

Nr. 22 | Oktober 2024   

Für einen europäischen Plan B bleibt die deutsch-französische Kooperation alternativlos

Statt in Berliner Regierungskreisen 
Schadenfreude zu wecken, sollte die-
se Situation als günstige Ausgangslage 
für neue, deutsch-französische Initia-
tiven erkannt werden. Zwar reklamiert 
den europäischen Führungsanspruch 
seit 2022 im Rahmen der Zeitenwen-
de auch der deutsche Bundeskanzler. 
Das 100 Milliarden-Sondervermögen 
und langfristige Erreichen des 2-Pro-
zent-Ziels der NATO sollen das genau-
so unterstreichen, wie die Führung bei 
der European Sky Shield-Initiative (ES-
SI) und die dauerhafte Stationierung 
einer deutschen Brigade in Litauen. 

Doch ob Sondervermögen, Sky Shield-
Initiative oder Litauen-Brigade: Aus 
französischer Sicht ist die Zeiten-
wende transatlantisch und lässt kaum 
Raum für europäische Alternativen. 
Schwindet aber das amerikanische 
Wohlwollen für Europa, droht sie zur 
Falle zu werden. Dass das Sonderver-
mögen überwiegend in US-Systeme 
floss, dafür gibt es auch in Paris Ver-
ständnis. Kurzfristig gab es für die 
Fähigkeitslücken in der nuklearen Teil-
habe und im Lufttransport keine euro-
päischen Alternativen. Doch bei Sky 
Shield sieht es anders aus. Die Initia-
tive gilt als Vorzeigeprojekt, das den 
deutschen Führungsanspruch auch für 
die Zukunft definiert. Dass keine Ab-
stimmung mit Paris erfolgte, französi-
sche Systeme keine Rolle spielen und 
die Bedenken zur Signalwirkung für die 
nukleare Abschreckung nicht bedacht 
wurden, wird in Frankreich als Af-
front empfunden und sollte möglichst 
schnell korrigiert werden.

Deutsch-französische Kooperations-
möglichkeiten gibt es auch an der 
NATO-Ostflanke. Beide Staaten sind 
dort verstärkt präsent, den US-Ver-
bündeten wird im „europäischen 
Pfeiler“ bisher aber ein völlig unter-
schiedlicher Platz zugewiesen, eine 
EU-Abstimmung findet nicht statt. Die 
Planungen rund um die NATO-Batt-
legroups machen das deutlich: Wäh-
rend die Bundeswehr ihren Stützpunkt 
in Litauen nach US-Vorbild errichtet, 

sind für Paris eigene und verbündete 
EU-Truppenkontingente in Rumänien 
ein Experimentierfeld für eine euro-
päische NATO, die zukünftig im Zweifel 
ohne US-Führung funktioniert. Doch 
in Wahrheit bleiben beide Modelle ab-
hängig von außereuropäischen „stra-
tegic enablers“, der US-Infrastruktur 
für Command & Control-Fähigkeiten, 
Fernaufklärung und Logistik. Gemein-
sam mit Frankreich und osteuropäi-
schen Partnern muss Deutschland hier 
gezielt investieren und Fähigkeitslü-
cken schließen.

Kein Ansatz ist dabei besser als der an-
dere. Frankreichs und Deutschlands 
Blick auf die USA ist geschichtlich be-
dingt ein völlig unterschiedlicher. Jetzt 
gilt es jedoch, gemeinsam neue, euro-
päische Wege zu finden. Das größte 
Interesse an mehr EU-Souveränität 
haben langfristig ohnehin die US-Ver-
bündeten – egal, ob im Januar Trump 
oder Harris ins Weiße Haus einzieht.
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